
Sal h7Z (2000) 16-30

Humanıtäre ntervention der milıtärısche Unterwerfung?

Kıne christlich-ethische Interpretation des HNCUECN Interventionismus

Severımn Renoldner, ILınz

DiIie Epoche nach dem Kalten rieg (seıt ist welt-sicherheıitspolıitisch VOoN el-
ner el miılıtärıischer Ausemandersetzungen ethnisch-natıionale KOon-
€: einer weltweıten Debatte über hre gewaltsame Beendigung, und eıder Sal
nıcht VOoN rfolgen eiıner Phase der Verständigung und Abrüstung oder FC-
waltloser Miıttel ZUT Überwindung und Bewältigung VON Gewalt und rieg SC-
pragt Aus jedem der mıiıttlerweıle sprichwörtlichen Kriegsgebiete und -zeıten g1bt
6 erschütternde OT0OS und Berichte über Greueltaten Menschen, Vertreibung
und ethnıschen Hass, in den sıch nıcht selten eın rel1g1öses Argument mischt:
worın z B esteht der kroatische Charakter eiınes „Kroaten””, der in Sarajewo
Vermutlich 11UT in seiner katholıschen Kirchenzugehörigkeıt, denn ansonsten
könnte [Nan ıhn als kroatıisch nıcht erkennen: Or pricht 1eselbe Sprache, Ja den-
selben Dıialekt wIEe seIin moslemischer Nachbar, hat mıt diıesem gemeInsame Ver-
wandte, lebt \LTS dieser selit seıner In Bosnien, und auch dıe Eltern und
Großeltern schon dort geboren. Mıt krampfhaften Anstrengungen wiırd oft
das herbeigezaubert, WAas dıe angeblich Jahrtausendealte Eındeutigkeıt eıner sol-
chen kroatıschen, serbischen oder moslemiıschen Identität belegen soll. und meıst
wırd verschwıegen, Wäas alles ıschung, gemeInsamer Geschichte und
Zweideutigkeıt zwıschen diesen natıonalen Denkmustern exıstiert.

LSur moralischen Ausgangssituation der Kriege

Klassısch für diese A der modernen Kriege ist aber nıcht NUTr dıe besondere
Grausamkeiıt (dıe hat vermutlıch auch in irüheren Kriegen gegeben), sondern
hre OTITentlıiıche Anschauung Urc| Fernsehbilder und das allgemeıne moralısche
Entsetzen der Nachbarstaaten, der Konsumenten der großen 1 V-Programme und
der westliıchen Medienöffentlichkeit. nter diesen Betrachtern entsteht eıne MNCU-

artıge Debatte über Moral und Unmoral dieser Kriege Ss1IEe ıst vielleicht das e1-
gentlic| Neue Wer hätte sıch VOT 100 Jahren In Westeuropa über eınen rieg ZW1-
schen apan und Rußland entsetzen wollen oder über notwendige aßnahmen
se1lner Beendigung nachgedacht”

I )as Neue ist also zunächst Posıitives, indem Anteıl nımmt weiıt
entfernten Sıtuationen und Schicksalen ber WIEe immer ist dieses moralısche Ge-
fühl nıcht freı VOonNn Moralısmus., Besserwissere!l und Halbkenntnis, die dann rasch
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nach „einfachen Lösungen“ schreıt und damıt bald selbst nıchts anderes ewirkt
als der eigentliche Nationalısmus: benennt rasch dıe Schuldıigen, fordert aut-
stark „effiziıente aßnahmen und tragt noch einmal dazu bel, dass VonN irgend-
einer Seıte „zugeschlagen“ wiırd.

Die Orte Bosnien-Herzegowina, Berg-Karabach, Tschetschenien, Osttimor,
OSOVO oder Rwanda sınd sprichwörtlıch, aber CS INUSS auch bedenklich stımmen,
dass 6S gleichzeıtig andere Kriegsschauplätze g1Dt, denen hnlıch brutale S7e-
nenNn stattfinden, dıe die TV-OÖffentlichkeit der westliıchen Welt fast Sal nıcht be-
schäftigen: Liberia ware da NENNECIN, Nıgerl1a, urma oder dıe Türkeı Kurdiıs-
tan) Warum empören WIr uns selektiv? Warum aben WIr da und da das ZWIN-

gende „nıcht zuschauen dürfen‘‘? Warum wollen WITr uns dort und dort
2 nıcht informıieren, asselbe Leıd geschieht, und WEeNN Nan uns Informatıon
aufdrängt, sagt „„dass Man halt nıchts machen könne‘““? Bestimmte
onilıkte lassen uns nach eiıner raschen (und gewaltsamen) „Lösung“ schreıen,
andere gehen uns nıcht einmal nahe, obwohl in ihnen asselbe Leıd geschieht.

ES esteht eiıne Doppelbödigkeıt der oral, die nıcht spontan entsteht, SOMN-

dern urc Informationen und Reizworte hervorgerufen wiıird: Transportiert,
nıgstens Von den großen westlichen Nachrichtenagenturen, werden eher Jene Er-

e1gNI1SSe, dıe in das im Westen gewohnte, einIache Bıld CS bestätigen: der

‚co  „böse Moslem Saddam Husseın, das .„Drave: Ol-Lieferland Kuwalt, dıe ‚„gewalt-
tätıgen“ serbıschen Horden, die „gutnachbarlıchen“ Kroaten Von der Aufrüstung
Kroatıiens VOoT 1991, VON der Unterdrückung im Regime Kuwalılts oder den Sorgen
der Serben im KOS0OVO erfahren WIr wen1g, allerwenıigsten erfahren WIr VONn Je-
NCN Konflıktparteien, dıe weiıt in den Elendszonen oder Lateinamerıkas
legen. ber auch da g1bt Ausnahmen und Fragezeichen: für den Kosovo-Kon-
flıkt INUSS IMNan gelten lassen, dass jedenfalls keine wirtschaftlıchen Gewinne, SOMN-

dern allenfalls anti-serbische Vorurteıile die er der einseltigen Darstellung DC-
führt en Und für den Konflıikt in Osttimor dürften fast ausschließlic! humanı-
taäre Überlegungen eıne olle gespielt en Dennoch lässt sıch die Gleichgültig-
keıt gegenüber dem Völkermord in Liberia schwer neben der ungeheuren Betrof-
enheıt ZU OSOVO erklären.

Dıie christliche Friedensethi hat seIit angem ein Konzept der moralıschen
ewertung und Orientierung für sinnvolle Maßnahmen der 1egS- und Friedens-

polıtık entwiıckelt, das dem verhängnisvollen amen „gerechter Krieg“”
bellum justum) in dıe Geschichte eingegangen ist Wenn das Vatikanısche
Konzil diıesen nsatz relatıviert hat, in dem Sınn, dass 6S eınen gerechten
Kriıeg nıcht mehr geben kann, angesichts VonN Massenvernichtungswaffen, nat10-
nalıstischen Greueln und den Erfahrungen der beıden Weltkriege. SO pricht das
Konzıil nıcht mehr Vvon gerechtem Krıieg, sondern NUur vVvon einem eC auf ıttlıch
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erlaubte Verteidigung‘“, und auch das MNUTr „solange CS noch keine zuständıge InNn-
ternatiıonale Autoriıtät g1bt, dıe mıt entsprechenden Miıtteln ausgestattet ist  .u3 Über-
eutlic betont das Konzıl in diıesem JText, dass der rieg grundsätzlıch eın schwe-
1CS5 Unrecht und eine un darstellt Es vermeıdet den Begriff „gerechter rieg  66
vollständıg und engt die legıtıme, ıttlıch erlaubte Verteidigung auf Sıtuationen
eIn, In denen [anl bereıts miılıtäriısch VOoN anderer Seıte angegriffen ırd und UTr

noch dıe ahl zwıschen eiıner Verteidigung oder schwerer Unterdrückung UrcC|
Gewalt esteht Das Konzıil hebt den Vorrang gewaltloser ıtte] ZUuT ehebung
VON Unterdrückung und Gewalt hervor. Aufrüstung, legstechnıken, dıie hohe
Opferzahlen ZUT olge aben, und C-Waffen werden kompromisslos VEOIUI-

teilt.”
In den Y0er Jahren begann INan über dıe elebung der dee eınes SC-

rechten Krieges nachzudenken. [Dazu ist wichtig verstehen, dass das Obsolet-
werden eines gerechten leges in den /0er und S0er Jahren des 20 Jahrhunderts

mıt der verheerenden Waftfentechnık begründet wurde. Der gerechte rieg, In
den klassıschen Krıterien, wiırd zunehmend unmöglıch, we1ıl jeder exıstierende
rieg bestimmte dieser Krıterien verletzen scheımnt. Damıuıt ware SOZUSagcCh dıe
Theorie des gerechten Krieges theoretisch aufrechterhalten, jedoch praktısch nıcht
mehr notwendig. Inwiıiefern kann sıie theoretisch weıterhın als Leıitschnur für die
ethıiısche Bewertung milıtärischer Ereignisse dıenen? Was bedeutet diese Theorie
ursprünglıch, und welche moralıschen Ableıtungen daraus sınd auf heutige Ver-
hältnısse theoretisch anwendbar?

Der gerechte rieg

Diıie klassısche katholische Moraltradıtion meınt keineswegs, dass eın Krıeg
sıch „gerecht“ oder ”gu seIn könne. Sıe geht im Gegenteıl davon qauUS, dass rieg
und Gewalt un: sınd und das der Nächstenlieb verstoßen. Das
missverständliche Wort VO gerechten Krieg ol vielmehr eutlic machen, dass
CS Sıtuationen g1bt, In denen Gewalt ausbricht und auf irgendeine Weiıse eın Aus-
WCE Zur Beendigung der Gewalt gesucht werden [H1USS In dıesem /Zusammenhang
kann INan zumındest subjektiv ZU eı1l kommen, dass eın begrenzter Gewalt-
eınsatz einem insgesamt friedlicheren rgebnis führt als der Verzicht darauf,
e1] Ü: andere ittel nıcht ZUu[r erfügung stehen. Dıie Morallehre ZUT eıt der
Scholastık geht davon daUS, dass strukturelle Fragen, die das Gemeinwohl betref-
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Vgl eb  O 80-81 Es wırd 81) ausdrücklıch festgehalten, dass schon dıe loße Bereıtstel-
lung VonNn W affen (Aufrüstung) eın Unrecht und daher Uun: Ist, weıl SIE dıe notwendiıgen

ZUT Beseıutigung der Tmut zweckentfremdet Nıcht NUr dıe Kriegshandlungen, SOMN-
dern auch ihre Vorbereıtung und das dazu erforderlıche Tramıng seıjen thısch bedenklıch
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fen, VOoN eiıner zuständıgen legıtımen Autorität eurtel werden MuUsSsen und nıcht
der Willensentscheidung der Einzelnen überlassen werden kann. Von eiıner (de
mokratischen) Legıtimation der Entscheidungsbefugten UrC| dıe VOnN der Ent-
scheidung Betroffenen ist el noch keine Rede ESs ist aber eıne Tatsache, dass
auch demokratisch legıtimiıerte Regierungen UrcC| Mehrheıten in ihrer Bevölke-
rung Kriıegen und Gewalttaten ermutigt worden sınd Das Wort „gerechter
rieg  C6 sollte helfen, Krıterien fınden, denen diese oder Jene Gewaltmiuttel
rlaubt sein können.

I Diese Krıteriıen wurden unterschiedlich zusammengefasst und definiert; CS ist
VOonNn dreı HIS sechs verschiedenen Kriterien dıe Rede In der Summa Theologıca hat
Omas quın eıne klassısche Formulierung seiner (dre1) Krıterien dargelegt.”
Obwohl TIThomas aDel ausdrück !! Augustinus zıitiert und erklärt, dass diese MO-
raltheorie in der katholischen Kırche sehr alt sel, ırd dıe re VO gerechten
rıeg der hıer getroffenen Systematisierung oft fälschlıch als eiıne dee
des Omas quın dargestellt. el kann seıne Theorie und die ıhr achfol-
gende Scholastık beıl weıtem nıcht ZUTr eantwortung er heute en rage-
stellungen herangezogen werden, ohl aber, weıl s1e systematısch arbeıtet, als
Ausgangs- und Anknüpfungspunkt: Der rieg ist iıhr zufolge sıch immer
SchieC und eıne un ES kann aber Gründe geben, ufla-
SCH ausnahmsweise eıne begrenzte Gewalt eın kleineres sıttlıches Übel ennn
kann. ESs handelt sıch also nıcht Freibriefe oder Ermächtigungen für eınen Für-
sten, nach seinem Gutdünken ZUr Gewalt greifen, sondern strenge Auflagen
und Einschränkungen, WAanl Gewalt ausnahmsweilse gerechtfertigt werden kann
oder eben unterlassen werden INUSS es der Kriterien nthält Teılargumente,
weshalb beı anderen Zählungen VOonN 47 oder Kriterien dıe Rede ist Wır folgen
hier der Dreiteilung VON Thomas, deuten aber mıt der NumerIierung la, 1 E 29 us  <

alle Argumente
aut Thomas sınd dıe hıer Im Folgenden genannten Einschränkungen tref-

fen
SA eiınem gerechten rıeg sınd Tre1l ınge erforderlıch: FErstens dıe Vollmacht des Ürs-
ten, auf dessen Befehl hın der rieg ren ist Denn ist NıIC Sache der Prıvatperson,
eınen rıeg veranlassen.“

Er scnhlıe) zuerst Jede von Privatentscheidung über ıttlıch erlaubte Gewalt
AaUus IThomas WAalr eın bedingungsloser Anhänger der dee des Gewaltmonopoles,

das seınen Lebzeıten eftig wurde. rst mıt der Beseıltigung der
Ende des Hochmiuttelalters sefzten siıch eindeutige polıtısche Herrschaf-

ten und Rechtskörper UrcC Nur eın legıtımer Herrscher, also eın rechtmäßieg be-

OMas quın, umma Theologıca. 1-11, quaest10 /Z1ıt Thomas Aquın, Summa
T’heologica. Vollständıge, ungekürzte deutsch-lateinısche Ausgabe, Albertus-Magnus-
ademıe H23 Ban: 7B Graz/Wıen/Köln 1966, 838
Ebd
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auftragter Politiker, und nıcht eın Burgherr oder Raubrıtter, anden  rer oder
Privatmann, hat eıne Legıtimation ZUT Gewalt (Argument la) uch der legıtime
Uurs hat CS aber keineswegs in seinem freıen ıllen, oder entscheıiden. Er
rag vielmehr dıe Verantwortung für das Gemeinwohl, in dessen Sınn und Anlıe-
SCch CT entscheiden IMUuUSS

‚„„‚Da ber dıe orge für dıe öffentlıche Ordnung den Fürsten anvertrau!l ist.  > ist uch ihre
Sache, dıe öffentlıche Ordnung der ihnen unterstehenden Stadt ‚der des Königreiches der
eiıner Provınz chützen20  Severin Renoldner  auftragter Politiker, und nicht ein Burgherr oder Raubritter, Bandenführer oder  Privatmann, hat eine Legitimation zur Gewalt (Argument 1a). Auch der legitime  Fürst hat es aber keineswegs in seinem freien Willen, so oder so zu entscheiden. Er  trägt vielmehr die Verantwortung für das Gemeinwohl, in dessen Sinn und Anlie-  gen er entscheiden muss:  „Da aber die Sorge für die öffentliche Ordnung den Fürsten anvertraut ist, ist es auch ıhre  Sache, die öffentliche Ordnung der ihnen unterstehenden Stadt oder des Königreiches oder  einer Provinz zu schützen ... So ist es auch ihre Aufgabe, mit dem Schwert des Krieges die  öffentliche Ordnung gegen äußere Feinde zu schützen. So sagt auch Augustinus: ‚Die dem  Frieden der Sterblichen angemessene Naturordnung fordert, daß die Vollmacht und der  Beschluss, Krieg zu führen, bei den Fürsten liege.“  Hier wird angedeutet, dass dies in der Regel nur für den Verteidigungsfall gilt  (1b). Da der Zweck in der Sicherung des Wohles ihrer Bürger liegt, sollen sie ihre  Stadt bzw. ihr Land defensiv schützen. Legitime Gewalt kommt so dann in Frage,  wenn gegen einen Angriff von außen die rechtmäßige Ordnung bzw. das Leben  der Einwohner verteidigt wird.  Als weiteres Kriterium nennt Thomas das schwerwiegende Unrecht, das  durch den Gewalteinsatz behoben werden soll. Gewalt ist u.U. erlaubt, wenn ein  so schweres Unrecht geschieht, dass seine Unterbrechung weniger Leid erwarten  lässt als der Verzicht auf den Gewalteinsatz:  „Zweitens ist ein gerechter Grund verlangt. Es müssen nämlich diejenigen, die mit Krieg  überzogen werden, dies einer Schuld wegen verdienen.““  Aus diesem Kriterium werden in der Folge verschiedene Konsequenzen gezogen:  Zunächst (Argument 2a) ist einfach die Feststellung des schweren und — wie es  später heißt — lang andauernden (d.h. offensichtlich nicht revidierbaren) Unrechts  notwendig, um diese zweite Forderung Thomas‘ zu erfüllen.  Dies kommt nicht nur für die traditionell „rechte‘“ Position, zur Legitimierung  staatlicher Gewaltandrohung in Betracht. Papst Paul VI. hat dieses Kriterium aus-  drücklich auch als Maßstab für die Legitimität einer Revolution gegen eine etab-  lierte Staatsmacht herangezogen:  „Jede Revolution — ausgenommen im Fall der eindeutigen und lange dauernden Gewalt-  herrschaft, die die Grundrechte der Person schwer verletzt und dem Gemeinwohl des Lan-  des ernsten Schaden zufügt — zeugt neues Unrecht, bringt neue Störungen des Gleichge-  wichts mit sich, ruft neue Zerrüttung hervor. Man kann das Übel, das existiert, nicht mit  einem noch größeren Übel vertreiben.“  Ebd. 84.  ©  Ebd.  Paul VI., Enzyklika Populorum Progressio Nr. 31, zit. n. Texte zur Katholischen Sozial-  lehre. Die sozialen Rundschreiben der Päpste und andere kirchliche Dokumente, Bundes-  verband der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands — KAB (Hg.), Bornheim  $1992, 417.ist uch ihre Aufgabe, mıiıt dem Schwert des Krıeges dıe
öffentlıche Ordnung außere Feıiınde chützen So sagl uch Augustinus: ‚Dıe dem
Frieden der Sterblichen aNngCMECSSCHNC Naturordnung fordert, dıe Vollmacht und der
Beschluss, Krıeg hren, be1 den Fürsten 1ege  e

Hıer wırd angedeutet, dass dıes in der egel NUr für den Verteidigungsfall gılt
(1b)..Da der WEeC| in der ıcherung des ohles ihrer Bürger hegt, sollen S1Ie hre
Stadt bzw. ihr Land defensiv schützen. Legıtime Gewalt kommt dann ın rage,
W eınen gr1 VonNn außen die rechtmäßige Ordnung bzw das en
der ınwonner verteidigt wiırd.

Als welteres Kriıteriıum nen! Thomas das schwerwiegende Unrecht, das
Urc. den Gewaltermsatz ehoben werden soll Gewalt ıst u.U erlaubt, wenn eın

schweres Unrecht geschieht, dass seiıne Unterbrechung weniger Leıd erwarten
ässt als der Verzicht auf den Gewalteinsatz:

„„Zweitens ist ein gerechter Grund verlangt ESs mussen 1C dıejenıgen, dıe mıt rıeg
überzogen werden, 1€6S eiıner Schuld verdienen.“

Aus diesem Krıteriıum werden In der olge verschiedene Konsequenzen SCZOLCN.
Zunächst (Argument 2a) ist ınfach die Feststellung des schweren und WwIe 6S

später el lang andauernden (d.h offensıchtlich nıcht revidierbaren) Unrechts
notwendig, diese zweiıte orderung OmMmas rfüllen

Dies kommt nıcht UTr für dıe tradıtionel „rechte“ Posıtion, ZUT Legıitimierung
staatlıcher Gewaltandrohung in Betracht. aps Paul hat dieses Kriterium AdUu$Ss-

TuUuCcCKI1C auch als Malßlßistabh für die Legıtimität einer Revolution eıne etab-
lıerte Staatsmacht herangezogen:

_Jede Revolution ausgenommen 1Im Fall der eindeutigen und lange dauernden ewalt-
herrschaft, dıe dıe rundrechte der Person schwer verletzt und dem (Gememwohl des Lan-
des ernsten Schaden zufügt zeugt Unrecht, bringt CUu«cC Störungen des Gleichge-
wichts mıiıt sıch, ru: CUu«c Zerrüttung hervor. Man kann das Übel das exıstiert, NIC| mıt
einem och größeren bel vertreiben.‘“

Ebd
Ebd
Paul VI  n Enzyklıka Populorum Progressi0 Nr 31 zıit. exte ZUFr Katholischen Sozi1al-
lehre Dıie sozılalen Rundschreıiben der Päpste und andere kırchliche okumente, Bundes-
verband der Katholıschen Arbeıtnehmer-Bewegung Deutschlands Hg.). Bornheim
1992, 417
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Die beı Thomas quın zeıtbedingt überhaupt nıcht gesehene Problematık der
legıtımen „Inken“ Revolution eine etablıerte unterdrückerische Staatsge-
walt, wiırd hier ebenfalls Auflagen und Eınschränkungen, dıe e1-
gentlic Jede Gewalt ausschließen wollen asselbe Kriteriıum gebunden.
OMas kennt ZWAalr die Wıderstandstradıtion des Tyrannenmordes, aber nıcht 1Im
Sınn der Revolution, dıe selbst eın anderes Regıme und eiıne NEeEUEC Sozialordnung

dıe aC| bringen ıll
Es ässt sıch noch eın welteres Argument 2Db) aus dem Kriteriıum des

Omas ableıten: CS sol] eın schweres Unrecht gesühnt, wlieder gul emacht
werden. Daher INUSS dıe USSIC gegeben se1n, dass dıe legıtim eingesetzte Ge-
walt auch tatsächlıc einer esserung der Zustände insgesamt führt und DC-
sehen nach dem Eınsatz der Gewalt eıne insgesamt bessere Sıtuation herrscht, eIn-
schließlic der Kriegsfolgen und pfer, als Ss1ie ohne den Gewalteimsatz bestanden
hätte Miıt anderen en Das en der bestehenden Sıtuation, seiıne (irausam-
keıten und Opferbilanzen, I1USS schreckliıc! se1ln, dass dıe Schrecken el-
NS Jegs abseNnDar wen1ıger chlımm seIin werden.

Dies wird 1Im nächsten Krıiıteriıum nach OmMas konsequent weltergeführt:
99}  rıllens wiırd verlangt, daß dıe Kriegführenden dıe rechte Absıcht aben, nämlıch entwe-
der das ute mehren der das Böse meı1den.Humanitäre Intervention oder militärische Unterwerfung?  21  Die bei Thomas v. Aquin zeitbedingt überhaupt nicht gesehene Problematik der  legitimen „linken‘“ Revolution gegen eine etablierte unterdrückerische Staatsge-  walt, wird hier — ebenfalls unter strengen Auflagen und Einschränkungen, die ei-  gentlich jede Gewalt ausschließen wollen — an dasselbe Kriterium gebunden.  Thomas kennt zwar die Widerstandstradition des Tyrannenmordes, aber nicht im  Sinn der Revolution, die selbst ein anderes Regime und eine neue Sozialordnung  an die Macht bringen will.  Es lässt sich noch ein weiteres Argument (2b) aus dem 2. Kriterium des  Thomas ableiten: es soll ein schweres Unrecht gesühnt, d.h. wieder gut gemacht  werden. Daher muss die Aussicht gegeben sein, dass die legitim eingesetzte Ge-  walt auch tatsächlich zu einer Besserung der Zustände insgesamt führt und so ge-  sehen nach dem Einsatz der Gewalt eine insgesamt bessere Situation herrscht, ein-  schließlich der Kriegsfolgen und Opfer, als sie ohne den Gewalteinsatz bestanden  hätte. Mit anderen Worten: Das Elend der bestehenden Situation, seine Grausam-  keiten und Opferbilanzen, muss so schrecklich sein, dass sogar die Schrecken ei-  nes Kriegs absehbar weniger schlimm sein werden.  Dies wird im nächsten Kriterium nach Thomas konsequent weitergeführt:  „Drittens wird verlangt, daß die Kriegführenden die rechte Absicht haben, nämlich entwe-  der das Gute zu mehren oder das Böse zu meiden. ... Es kann aber vorkommen, daß der  Krieg wegen einer verkehrten Absicht unerlaubt wird, obwohl die Vollmacht dessen, der  ihn erklärt, rechtmäßig ist und ein gerechter Grund vorliegt. Denn Augustinus sagt: ‚Die  Sucht zu schaden, die Grausamkeit des Rachedurstes, ein unversöhnter und unversöhnli-  cher Geist, die Wildheit des Gegenschlags, die Gier nach Macht und was es sonst derglei-  chen geben mag, das alles wird in der Kriegsführung mit Recht als Schuld erklärt.“  Bemerkenswert ist zunächst, dass ausdrücklich auf die Möglichkeit hingewiesen  wird, Kriege mit dem Vorhandensein bloß eines einzigen oder zweier Kriterien zu  rechtfertigen, was jedoch moralisch von Thomas verworfen wird. Nur aus der Tat-  sache eines schweren Unrechts oder des Befehls eines legitimen Fürsten lasse sich  noch nichts rechtfertigen.  Inhaltlich zielt das dritte Kriterium nicht nur auf die gute Absicht, einen ge-  rechten und dauerhaften Frieden herzustellen, sondern auch auf die vernunftge-  mäße Abschätzung, ob dies unter der Voraussetzung der Gewaltanwendung mög-  lich sein wird. Es geht also in der späteren Auslegung hier um die Verhältnismä-  Bigkeit der angewandten Mittel (Gewalteinsatz) in Relation zum Zweck (gerech-  ter, dauerhafter Frieden). Dazu sieht die spätere scholastische Tradition es als not-  wendig an, dass alle anderen (nicht-gewalttätigen) Mittel vorher ausgeschöpft  worden sind. Erst wenn dies erfolglos geschehen ist, lässt sich das — an sich  schlechteste, weil gewalttätige und sündhafte — „letzte‘““ Mittel (als ultima ratio)  rechtfertigen.  10  Thomas v. Aquin, Summa Theologica, Bd. 17B, 85.ESs kann ber vorkommen, daß der
rieg iıner verkehrten Absıcht unerlaubt wird, obwohl dıe Vollmacht dessen, der
ıhn erklärt. rechtmäßıg ist und eın gerechter Grund vorlıegt. Ienn Augustinus sagt ,  Dıe
Sucht schaden, dıe Grausamkeıt des Rachedurstes, eın unversöhnter und unversöhnlı-
cher eıst, dıeel des Gegenschlags, dıe (GHer ach aC| und SONS! dergle1-
hen geben Mag, das es wırd in der Kriegsführung mıt eC!| als Schuld erklärt. “

Bemerkenswert ıst zunächst, dass ausdrücklıch auf dıe Möglıchkeıit hingewliesen
wird, Jege mıt dem Vorhandenseın bloß3 eines einzıgen oder zweler Krıterien
rechtfertigen, jedoch moralısch VON IThomas verworfen wird. Nur aus der Jat-
sache eiınes schweren Unrechts oder des Befehls eiınes legıtımen Fürsten asse sıch
noch nıchts rechtfertigen.

Inhaltlıch zielt das drıtte Kriterium nıcht MNUTr auf dıe gute Absıcht, einen SC-
rechten und dauerhaften Friıeden herzustellen, sondern auch auf die vernunftge-
mäße schätzung, ob dies der V oraussetzung der Gewaltanwendung mOg-
lıch sein wird. Es geht also ıIn der späteren Auslegung hiıer die Verhältnismä-
Bıgkeıit der angewandten ıttel (Gewaltemmnsatz) in Relatıon ZU WEeC gerech-
ier; dauerhafter rıeden). Dazu sıeht dıe spätere scholastiısche Tradıtion 6S als NnOTL-

wendıg d dass alle anderen (nicht-gewalttätigen) ıttel vorher ausgeschöpft
worden SInd. rst WenNnn dıes erfolglos geschehen ist, ässt sıch das sıch
schlechteste, el gewalttätige und Ssundha{ite .Jetzte“ ıttel (als ultıma rat10)
rechtfertigen.

10 Omas Aquın, umma Theologica, 17B. 85
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Man könnte diıese Forderung, dıe Ausschöpfung aller anderen nıcht gewalt-
vollen ıttel VOT der Entscheidung ZUT Gewalt als Argument 39 bezeıchnen Zur
Angemessenheıt der ıttel gehö nämlıch auch dıe schätzung der Kriegsfolgen
und dıe Aussıcht darauf. dass dıe Gewalt tatsächlıc begrenzt leıben ırd und
nach kurzem Eınsatz wesentlıch besseren us ervorrufen wiırd der
nıcht urc das essentimen der alten Hassgefühle erneute Aufrüstung oder (Ge-
genschläge und aC| Leıd und Unrecht nach sıch zıieht Dieser wiırk-
lıch bessere Zustand gerechten andauernden rıedens INUSS realıstisch CI -

wartbar SCIMN Was jJedoch 1Ur äaußerst selten gegeben SCIN ur In er ege]
zieht der auC| scheinbar „legıtıme Gewaltermsatz das Gegenteıl nach sıch und
rag nıcht ZUur besseren 1INSIC: und echten Frıeden beı

Vor allem aufgrun des CHNOTITMNEN Leıdes moderner jege neigt eshalb das
kırchliche Lehramt seıt dem 20 Jahrhundert dazu den Begriff gerechten
Jeges aufzugeben we1ıl 6S vermutlıch der Realıtät keıine olchen gerechten
Jege g1bt Das ethische Dılemma wurde besonders Weltkrieg eutlic|
wahrgenommen als katholıische 1SCHNOTe auf beıden Seıten der se grausamen)
ron (Frankreich/England Deutschland/Osterreich Ungarn) Berufung da-
rauf. dass sıch gerechten rıeg handle für den jeweıls CISCHECN Sieg
beten 1eßen SO 1e sıch Ccin theoretisches Argument 3h das inhaltlıch sehr nahe
MIL Argument 2bh verwandt 1Sst formulıeren dıie realıstische Aussıcht der Begrenz-
arkeıt der el  en Gewalt auch dıe Unfähigkeıt des Kriegsgegners
UrCc| welıtere Eskalatıon ausufernden Gewaltkreislauf röffnen I )a diıes
be!l besonders großen affen nıcht möglıch ISt 1St AQUus diıesem TUN! schon
CIn Gewaltverzicht ıttlıch eboten auch WenNnn INan CIn sehr schweres Unrecht
Kauf nehmen INUSS der eiwalge Eınsatz VON Atomwaffen IST sıch 6H)1 rcht-
bares UÜbe]l dass GT Sal keinen ethıschen Bedingungen riskıert werden ur
WIC etwa das Vatiıkanısche Konzıil ausdrücklıch festgestellt hat SO gesehen ISt
der gerechte rıeg weıtestgehend bsolet nıcht weiıl re schliecC egrün-
det IST sondern we!ıl keıine Sıtuationen mehr vorkommen die alle Krıterien erfül-
len 1er g1bt CS Wiıderspruc: eıl WIT daran vgewohnt sınd schon be] Vor-
legen Ooder Zweler dieser Krıterien den OTMentlıiıchen Indruc „gerechter
Gewaltsanktionen vorgespiegelt bekommen

Fassen WIT alle bZzw Bedingungen nochmals Samnmmen

legıtıme aC| dıie dıe Gewalt anordnet
(1b) Verteidigungskrieg
2a) lang andauerndes schweres Unrecht
2b) Aussıcht auf Besserung UrC| Gewalteimsatz—< INJ CO T UU (3a) Angemessenheıt der ıttel 7Zweck (dauerhafter gerechter Frıede) und
damıt
3b) gesicherte Begrenzbarkeıt des Gewalteimmsatzes

Vgl (GGaudıum 5Spes



Humanıtäre Intervention der miılıtärische Unterwerfung? 7

Nur WEeNnNn alle Kriterien rfüllt SInd, 1e€ sıch VON legıtımer, relatıv berech-
tigter oder als kleineres Übe!l tolerıerbarer Gewalt („gerechter fieo: sprechen. ES

g1ibt also zumiındest enden.  zell (1im Sınn des Lehramtes) keıiıne gerechten Kriege
mehr. jelmenr esteht AdUus eiıner chrıistlıchen heraus dıe Verpflichtung,
mıiıttels der Theorie des gerechten Gewaltermsatzes eınen aktıven Beıtrag ZU[L völlı-
SCch Delegitimatıion VOoON Gewaltgebrauc elisten. Die Pastoralkonstitution des
Vatikanıschen Konzıls olg dem ıtel .„Dıie absolute Achtung des Krieges;
eıne weltweıte Aktıon, ıhn verhindern“ diıeser Tendenz Sıe spricht sıch über-
aup nıcht mehr für dıe Rechtfertigung Von Kriegen oder humanıtären Interventi-
ONCH mıt milıtärischer Gewalt daU>, sondern verpflichtet ZUT ethıschen Achtung
nıcht NUur des Krieges, sondern schon seiner Vorbereılitung. Wörtlich formulıert das
Konzıl .„„Dıie göttliche Vorsehung fordert ringen VOoNn uns, WIr uns VONN der

ea2alten nechtschaft des Krieges efreıen

Der Schwerpunkt leg! auf Völkerrecht und Verhandlungen

[ )as Vatıcanum stellt sıch dıe Überwindung des Krieges nıcht UT urc den
ıllen und das wohlgemeinte Engagement, sondern 1Im Rahmen völker-

rec|  ıcher Vereinbarungen VOTL. AazZu gehö Im internationalen polıtiıschen Enga-
gement das Wissen das Fehlen eiıner internationalen Autoriıtät Im Sınn eiıner
bevollmächtigten, ausgebauten UNOG, dıe VOoN en Staaten völkerrechtlich ZUT

Entscheidung In Fragen VON rıeg und Frieden legitimıert wiırd. Für dıe C  a  ng
einer olchen weltweiıten Autorıtät hat sıch das Konzıl ausgesprochen:

AES ist Iso eullıc. daß WIT mıt all Kräften jene Zeıt vorbereıten nussen, in der
auf der Basıs eıner UÜbereinkunft zwiıischen en Natıonen jeglıcher rıeg bsolut geächte‘
werden kann Das eriorde freılıch, dal} eıne VONN allen anerkannte öffentlıche WeltautorI1-
tat eingesetzt wiırd, dıe ber wıirksame Macht verfügt, Un für alle Sıcherheıit, ahrung der
Gerechtigkeıt und Achtung der Rechte gewährleısten. Bevor ber dıese wünschenswer-
te Autorıtät konstiturert werden kann, mMussen dıe jetzıgen internatıonalen Ochsten (Giremi-

sıch intensiIv Mıiıttel bemühen, dıe allgemeıne Sicherheıit besser gewährleısten. ”
Das Konzıl folgt hıer der von aps Johannes vorgegebenen Linie, der In
seiner nzyklıka 59;  acem In Terris“ 963 eıne echte, völkerrechtlich legitimierte
transnationale Weltautorıität vorschlug:

.„„Da ber eute das allgemeıne Wohl der Völker Fragen aufwirft, dıe alle Natıonen der
Welt betreffen, und da dıese Fragen 1IUT durch iıne polıtısche Gewalt DE werden kön-
NCN, deren aC| und Organısatıon und deren Miıttel eınen dementsprechenden Umfang
en mussen, deren Wırksamkeıt sıch somıt ber den FErdkreıs erstrecken muß.

Gaudıum Spes
Gaudıum Spes
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olg! der sıttlıchen Ordnung wıllen zwingend, eiıne unıversale polıtısche Gewalt
eingesetzt werden muß.“*

Allerdiıngs wurde über diese Weltordnung wenıg Konkretes ausgeführt. Sıe steht
eher wIıe eın utopisches Projekt Im Raum, das allerdings Von Sozlialethikern
Entwürfen aufgegriffen wurde  15 Dıie USA en dieses Wort in ihrer Ankündıt-
SUuNg eiıner „NCUC] Weltordnung“ nach 089 ebenfalls aufgegriffen, worunter Ss1e
jedoch weniger eıne Unterordnung dıie UNOG, als eine Hegemonialpolitik In
ihrem Eigeninteresse meınen scheıinen. Konsequenterweise wurde dieses Kon-
zept VONn vielen als „„HCUC Welt-Unordnung‘ bezeıichnet.

Wenn WIr dıe offizıellen kırchlichen Stellungnahmen dıversen „‚humanıtä-
Ten Interventionen‘“‘ und .„‚brüderlichen Hı der letzten 10 Jahre lesen, zeıigt
sıch, dass diese relatıv konsequent auf derselben I.ınıe legen. Sıe schließen ZW al

Gewalt nıcht vollständıg als ultıma ratio (z.B beı drohendem enozIı dUuS, S  —
chen jedoch den sıch ereignenden konkreten mıiılıtärıschen Maßnahmen, dıe n in
den westeuropäischen Staaten öffentlich als humanıtäre Leistungen dargestellt
wurden, diese Legiıitimität ab Der VOonNn westliıchen Staaten getragene Miılıtäreinsatz

den Irak, der 6.1.1991 dem ıte „Befreiung des VO rak be-
sefzten KuwaıIıt““ Aktıon Wüstensturm) begann, wurde 7 B VonNn Papst Johannes
Paul I1 verurteilt. Ebenso auch die nach der Kapiıtulation des rak fortgesetzte PO-
111 der Isolıerung und Unterwerfung des rak och VOT Weıiıhnachten 1998, als
dıe USA eıne drıtte elle der Bombenangriffe auf den rak$ appellıerte
der aps diese Polıtık

.„„Mıt scharfen en hat aps! ohannes Paul den rıeg 1Im Irak verurteılt und der le1i-
denden Bevölkerung seiıne Solıdarıtät ausgesprochen. ‚Krıeg nıemals ein passendes

ZUT Ösung VON Problemen zwıschen Natıonen und wiırd nıe se1n‘, sagle
5Sonntag be1ı seinem Miıttagsgebet auf dem Petersplatz. [ Jer aps! orderte alle erantwort-
lıchen ZUT menschlıchen Solıdarıtät und ZUTIN Respekt der internatıonalen Ordnung auf. Er
außerte se1ıne Verbitterung, dass erneu! dıe Hoffnungen ıIn das internatıonale eC| und dıe
S1e garantıerenden Urganısationen enttäuscht worden selen.

[ie Weıhnachtsstimmung mache das Leıden der irakıschen Bevölkerung in dıesen
agen och deutlıcher, der aps ‚Angesiıchts dieses Dramas kann nıemand EeICH-
gültıg bleiben“ /um tiefen Schmerz ber dıe Lage der Bevölkerung komme uch och
eıne ‚Verbıitterung aruber hınzu, dass dıe Hoffnung in dıe Gültigkeıt und dıe arke des
internatiıonalen Rechts und in dıe Organısatıonen, dıe seine Anwendung garantıeren sollen,
enttäuscht worden sınd. ““

Miıt Sanz ähnlıchen Worten verurteilte der aps einen Monat später die erneuten
Bombenangrıiffe Von A TO-Staaten aufden Irak .

ohannes XAINL., Enzyklıka Pacem INn Terris 137 741 exie ZUuT Katholischen Sozıal-
reE

s Vgl Büchele, erWIBß, Eıne Welt der eiıne Sozıialethische rundiragen angesıchts eıner
ausbleibenden Weltordnungspolıtık, nnsbruck 996

16 Kathpress-Tagesdienst 998 (Nr. 296)
Kathpress- Tagesdienst 1999 (Nr 19)



Humanıtäre Intervention der milıtärische Unterwerfung” Z

In der Verurteijlung des utigen Golfkrieges VON 991 ırd dıe Argumenta-
tıon kırchlicher tellen eutlic ESs ırd nıcht das offenkundıge Unrecht, die Be-

setzung Kuwalts 2 8.1990 UrCc! irakısche I ruppen, geleugnet oder verkannt.
Es wırd aber eC| bezweiıfelt, dass dıplomatısc. alle ıtte] ausgeschöpft WUI-

den, eiıner friedlichen Lösung gelangen, und ver' dass SanzZ 1im egen-
teıl es auf eıne rasche Entscheidung em Erpressungsdruck und ohne
echte Gelegenheıt für die andere Seıte., hre Posıtion darzustellen, gesetzt worden
sSe1 uberdem stehen dıe eingesetzten ıttel und hre Folgen 400.000 ole in
keinem Verhältnıs ZU wWweC (der Wiedereimnsetzung des alten, ebenfalls dıktato-
rischen Regimes in Kuwalt) Darüber hınaus vermischt sıch der Kriegszwec mıt
eigensüchtigen otıven: der Sicherung eınes niedrigen Ölpreises und Ööherer Ol-
lıefermengen, wofür das Kuwaltısche Regıme VOT dem rieg eingetreten Wal, und
Was der rak verhinderte. SO machen sıch die USA (bzw einıge -Staate
und Ollieferländer) Unterlaufen der UNO selbst Zzu Weltpolizısten mıt
1IUT ScCHNIEC verhohlenem Eigeninteresse. Sıe verleugnen aber ZUu!T besseren pl
dıe wahren Kriegsfolgen HE Zensur und einseltige Bildberichte iıhrer großen
Agenturen, dıe mome alles als „sauberen Krieg“, mıt NUur wen1g menschlichen
und hauptsächlic Verlusten Sachen (Mılıtäranlagen, Industrie, echnı CI-

scheinen lassen sollen Nach Beendigung des Feldzuges lassen Ss1ie sıch in den
USA mıt riesigen Militär-Paraden als Trıumphatoren feıern (Genera orman

SchwarzkopfT) und vermeiden jede Wiedergutmachung, jedes Bedauern über die
verübten öÖtungen und Zerstörungen und verhalten sıch somıt keineswegs wIe
Schiedsrichter. sondern wı1ıe siegreiche natıonale Feldherren

Auch nach dem Ende der NATO-Bombenangriffs- Welle 998/99 im Golf
sprach sıch der aps für eıne Verlagerung der Verhandlungsebene die UNO
und eıne Rehabilıitation des rak Adus „Der Vatıkan hat sıch für eıne Wiedereın-
glıederung des rak in dıe internatiıonale Staatengemeinschaft ausgesprochen.“1 -
Als wesentlıch fehlendes Krıiıterıum neben der Begrenzbarkeıt und Friedensaus-
sıcht des Gewalteinsatzes der internatıonalen Allıanzen in den Kriıegen
„„‚Schurkenstaaten‘‘ WwIEeE den Irak, Jugoslawıen O bemängelt der Vatıkan. el
die Ausschaltun des Völkerrechtes und der UN  O s errsche eıne Eigenmäch-
1gkeıt der milıtärısch tarken (USA, dıe sıch selbst als die Gerechten
ausgeben, denen CS angeblic nıcht eigene Vormachtinteressen, sondern NUur

Frieden und Gerechtigkeıt tun sel DDiese Linie ist auch urc den Wortlaut
des Konzıils bestätigt: „Der FrıedeHumanitäre Intervention oder militärische Unterwerfung?  25  In der Verurteilung des blutigen Golfkrieges von 1991 wird die Argumenta-  tion kirchlicher Stellen deutlich: Es wird nicht das offenkundige Unrecht, die Be-  setzung Kuwaits am 2.8.1990 durch irakische Truppen, geleugnet oder verkannt.  Es wird aber zu Recht bezweifelt, dass diplomatisch alle Mittel ausgeschöpft wur-  den, zu einer friedlichen Lösung zu gelangen, und vermutet, dass ganz im Gegen-  teil alles auf eine rasche Entscheidung unter hohem Erpressungsdruck und ohne  echte Gelegenheit für die andere Seite, ihre Position darzustellen, gesetzt worden  sei. Außerdem stehen die eingesetzten Mittel und ihre Folgen (400.000 Tote) in  keinem Verhältnis zum Zweck (der Wiedereinsetzung des alten, ebenfalls diktato-  rischen Regimes in Kuwait). Darüber hinaus vermischt sich der Kriegszweck mit  eigensüchtigen Motiven: der Sicherung eines niedrigen Ölpreises und höherer Öl-  liefermengen, wofür das Kuwaitische Regime vor dem Krieg eingetreten war, und  was der Irak verhinderte. So machen sich die USA (bzw. einige NATO-Staaten  und Öllieferländer) — unter Unterlaufen der UNO — selbst zum Weltpolizisten mit  nur schlecht verhohlenem Eigeninteresse. Sie verleugnen aber zur besseren Optik  die wahren Kriegsfolgen durch Zensur und einseitige Bildberichte ihrer großen  Agenturen, die momentan alles als „sauberen Krieg“, mit nur wenig menschlichen  und hauptsächlich Verlusten an Sachen (Militäranlagen, Industrie, Technik) er-  scheinen lassen sollen. Nach Beendigung des Feldzuges lassen sie sich in den  USA mit riesigen Militär-Paraden als Triumphatoren feiern (General Norman  Schwarzkopf) und vermeiden jede Wiedergutmachung, jedes Bedauern über die  verübten Tötungen und Zerstörungen und verhalten sich somit keineswegs wie  Schiedsrichter, sondern wie siegreiche nationale Feldherren.  Auch nach dem Ende der NATO-Bombenangriffs-Welle 1998/99 im Golf  sprach sich der Papst für eine Verlagerung der Verhandlungsebene an die UNO  und eine Rehabilitation des Irak aus: „Der Vatikan hat sich für eine Wiederein-  gliederung des Irak in die internationale Staatengemeinschaft ausgesprochen.“'*  Als wesentlich fehlendes Kriterium neben der Begrenzbarkeit und Friedensaus-  sicht des Gewalteinsatzes der internationalen Allianzen in den Kriegen gegen  „Schurkenstaaten‘“ wie den Irak, Jugoslawien o.a., bemängelt der Vatikan. dabei  die Ausschaltung des Völkerrechtes und der UNO. Es herrsche eine Eigenmäch-  tigkeit der militärisch Starken (USA, NATO), die sich selbst als die Gerechten  ausgeben, denen es angeblich nicht um eigene Vormachtinteressen, sondern nur  um Frieden und Gerechtigkeit zu tun sei. Diese Linie ist auch durch den Wortlaut  des Konzils bestätigt: „Der Friede ... entspringt ... nicht dem Machtgebot eines  Starken.‘“'? Papst Johannes Paul II. hat weder den grausamen Golfkrieg 1991, der  offenkundig aus wirtschaftlichen und hegemonial-politischen Motiven geführt  wurde, noch den humanitär motivierten Kosovokrieg als legitimen Gewalteinsatz  18  Kathpress-Tagesdienst 18./19.1.1999 (Nr. 12) 10.  19  Gaudium et Spes 78. Art. 79 macht deutlich, dass anstelle der Diktatur des Starken völker-  rechtliche Verträge gefordert werden.entspringtHumanitäre Intervention oder militärische Unterwerfung?  25  In der Verurteilung des blutigen Golfkrieges von 1991 wird die Argumenta-  tion kirchlicher Stellen deutlich: Es wird nicht das offenkundige Unrecht, die Be-  setzung Kuwaits am 2.8.1990 durch irakische Truppen, geleugnet oder verkannt.  Es wird aber zu Recht bezweifelt, dass diplomatisch alle Mittel ausgeschöpft wur-  den, zu einer friedlichen Lösung zu gelangen, und vermutet, dass ganz im Gegen-  teil alles auf eine rasche Entscheidung unter hohem Erpressungsdruck und ohne  echte Gelegenheit für die andere Seite, ihre Position darzustellen, gesetzt worden  sei. Außerdem stehen die eingesetzten Mittel und ihre Folgen (400.000 Tote) in  keinem Verhältnis zum Zweck (der Wiedereinsetzung des alten, ebenfalls diktato-  rischen Regimes in Kuwait). Darüber hinaus vermischt sich der Kriegszweck mit  eigensüchtigen Motiven: der Sicherung eines niedrigen Ölpreises und höherer Öl-  liefermengen, wofür das Kuwaitische Regime vor dem Krieg eingetreten war, und  was der Irak verhinderte. So machen sich die USA (bzw. einige NATO-Staaten  und Öllieferländer) — unter Unterlaufen der UNO — selbst zum Weltpolizisten mit  nur schlecht verhohlenem Eigeninteresse. Sie verleugnen aber zur besseren Optik  die wahren Kriegsfolgen durch Zensur und einseitige Bildberichte ihrer großen  Agenturen, die momentan alles als „sauberen Krieg“, mit nur wenig menschlichen  und hauptsächlich Verlusten an Sachen (Militäranlagen, Industrie, Technik) er-  scheinen lassen sollen. Nach Beendigung des Feldzuges lassen sie sich in den  USA mit riesigen Militär-Paraden als Triumphatoren feiern (General Norman  Schwarzkopf) und vermeiden jede Wiedergutmachung, jedes Bedauern über die  verübten Tötungen und Zerstörungen und verhalten sich somit keineswegs wie  Schiedsrichter, sondern wie siegreiche nationale Feldherren.  Auch nach dem Ende der NATO-Bombenangriffs-Welle 1998/99 im Golf  sprach sich der Papst für eine Verlagerung der Verhandlungsebene an die UNO  und eine Rehabilitation des Irak aus: „Der Vatikan hat sich für eine Wiederein-  gliederung des Irak in die internationale Staatengemeinschaft ausgesprochen.“'*  Als wesentlich fehlendes Kriterium neben der Begrenzbarkeit und Friedensaus-  sicht des Gewalteinsatzes der internationalen Allianzen in den Kriegen gegen  „Schurkenstaaten‘“ wie den Irak, Jugoslawien o.a., bemängelt der Vatikan. dabei  die Ausschaltung des Völkerrechtes und der UNO. Es herrsche eine Eigenmäch-  tigkeit der militärisch Starken (USA, NATO), die sich selbst als die Gerechten  ausgeben, denen es angeblich nicht um eigene Vormachtinteressen, sondern nur  um Frieden und Gerechtigkeit zu tun sei. Diese Linie ist auch durch den Wortlaut  des Konzils bestätigt: „Der Friede ... entspringt ... nicht dem Machtgebot eines  Starken.‘“'? Papst Johannes Paul II. hat weder den grausamen Golfkrieg 1991, der  offenkundig aus wirtschaftlichen und hegemonial-politischen Motiven geführt  wurde, noch den humanitär motivierten Kosovokrieg als legitimen Gewalteinsatz  18  Kathpress-Tagesdienst 18./19.1.1999 (Nr. 12) 10.  19  Gaudium et Spes 78. Art. 79 macht deutlich, dass anstelle der Diktatur des Starken völker-  rechtliche Verträge gefordert werden.nıcht dem Machtgebot eiınes
Starken.  619 aps Johannes Pau!l hat weder den grausamcen olfkrıeg 1991, der

offenkundıg AUuUs wirtschaftlıchen und hegemonial-politischen otıven geführt
wurde, noch den humanıtär motivierten Kosovokrieg als legıtımen Gewaltehmnsatz

18 Kathpress- T’agesdienst 18 /19.1.1999 F
(GJaudıum Spes 78 macht deutlıch, dass anstelle der Dıktatur des Starken völker-
rechtliche Verträge gefordert werden.
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gelten lassen, wobe!l unterschiedliche Krıterien nıcht rfüllt wurden, Im Fall
(KOosovo das Völkerrecht gebrochen und die zuständıge Schiedsrichterinstanz

bewusst unterlaufen und rüskıert wurde.
Solche Wortmeldungen stehen in der westliıchen Offentlichkeit wen12 be-

achtet und fast eın wen12g isoliıert da Die entscheıdende Dıfferenz ıst das Fehlen
der r  ung er Krıiterien: dıe westliche Öffentlichkeit ist CS gewohnt, schon auf
Kriterium mıt der Forderung nach mılıtärıschen Vergeltungsschlägen reagle-
ICcH 1C beachtet wiırd el die Güterabwägung, in welchem Verhältnıis dıe
Kriegsfolgen den Folgen eıner anderen Polıtik stehen, WwWIe sehr dıe Gewalt be-
Zl und pfer vermıeden werden können. So verwundert nıcht, dass sıch
USA und NATO der Behauptung, milıtärische Interventionen dus rein huma-
nıtären Motiven ZUT ılfe für Unterdrückte tätıgen, selbst eine Freibrief
für belıebiıge miılıtärische Eıingriffe In der elt ausgestellt en

Der rieg den rak konnte sıch 1991, unmıiıttelbar nach dem Ende des
Ostblockes, auf eın undeutlıch formulhiertes des UN-Sicherheitsrates STUTt-
ZC]  = Nach Bekanntwerden, dass dieser Im Westen moralısch unterstu Kriegs-
eiınsatz 400.000 Menschen U Leben gebracht, mehr als ıne Miıllıon Verwundete
und Heıimatlose zurückgelassen hat, und außerdem das den rak verhängte
Embargo Hungersnöte und Medıkamentenmangel ausgelöst und Tausende Säug-
ınge dahingerafft hat, anderten mehrere Miıtglıeder des UN-Sicherheıitsrates hre
Polıtık Der Sıcherheitsrat erteılte den inzwıschen anhängıgen Krisenfällen
(Kroatıen, Bosnıen-Herzegowiına, Rwanda) keine unklaren Mandate mehr. Diıe
Reaktıon der USA Wädl, zunächst als Drohung, in der Kosovo-Krise 999 aber
auch erstmals Urc Taten, ınfach IM eigenen Auftrag milıitarisch vorzugehen.
Diese nach außen ZW: glaubwürdıg humanıtär und nıcht wirtschaftlıch begrün-
dete Vorgangsweilse verletzt noch eindeutiger als der olfkrıeg 99] das gel-
tende Völkerrecht Sie richtet sıch nıcht UTr das Konzept einer ünftigen,
bevollmächtigteren UNG! uch dıe bısher schon geltenden Genfer Protokolle und
Konventionen SOWIe die derzeıitigen Vollmachten des UN-Sicherheitsrates und
1cCAften seıner Mitglieder werden UrC| diese Polıtik gebrochen.

Der Vatıkan meldete sıch unmıiıttelbar nach Begınn der NA TO-Bombenan-
oriffe auf erbiıen (am mıt dieser Kriıtık öffentliıch Wort Unterstützt
wurde GE VON den 1ImM Okumenischen Rat der Kırchen zusammengeschlos-

chrıstliıchen Konfessionen (Evangelısche, Odoxe, Anglıkaner eic.):
‚„Kardınalstaatssekretär Angelo Sodano hat eın sofortiges Ende der Nato-Bombardements
In Jugoslawıen und ’ der Massaker 1Im KOSOVO gefordert. In einem Interview mıt der ages-
zeıtung ;La Repubblıca" (Montagsausgabe) der vatıkanısche ‚Mınısterpräsıident‘
wörtliıch :Die Bombenangrıiffe MmMussen aufhören, und Z W: SOTO: Man ann NıIC von
Frieden und Verhandlungen sprechen, WenNnn gleichzeıutig der Alptraum der Bomben und
der Massaker weıtergeht.26  Severin Renoldner  gelten lassen, wobei unterschiedliche Kriterien nicht erfüllt wurden, im 2. Fall  (Kosovo) v.a. das Völkerrecht gebrochen und die zuständige Schiedsrichterinstanz  (UNO) bewusst unterlaufen und brüskiert wurde.  Solche Wortmeldungen stehen in der westlichen Öffentlichkeit wenig be-  achtet und fast ein wenig isoliert da. Die entscheidende Differenz ist das Fehlen  der Erfüllung aller Kriterien: die westliche Öffentlichkeit ist es gewohnt, schon auf  Kriterium 1 mit der Forderung nach militärischen Vergeltungsschlägen zu reagie-  ren. Nicht beachtet wird dabei die Güterabwägung, in welchem Verhältnis die  Kriegsfolgen zu den Folgen einer anderen Politik stehen, wie sehr die Gewalt be-  grenzt und Opfer vermieden werden können. So verwundert es nicht, dass sich  USA und NATO unter der Behauptung, militärische Interventionen aus rein huma-  nitären Motiven — zur Hilfe für Unterdrückte — zu tätigen, selbst eine Art Freibrief  für beliebige militärische Eingriffe in der gesamten Welt ausgestellt haben.  Der Krieg gegen den Irak konnte sich 1991, unmittelbar nach dem Ende des  Ostblockes, auf ein undeutlich formuliertes Mandat des UN-Sicherheitsrates stüt-  zen. Nach Bekanntwerden, dass dieser im Westen moralisch unterstützte Kriegs-  einsatz 400.000 Menschen ums Leben gebracht, mehr als eine Million Verwundete  und Heimatlose zurückgelassen hat, und außerdem das gegen den Irak verhängte  Embargo Hungersnöte und Medikamentenmangel ausgelöst und Tausende Säug-  linge dahingerafft hat, änderten mehrere Mitglieder des UN-Sicherheitsrates ihre  Politik. Der Sicherheitsrat erteilte zu den inzwischen anhängigen Krisenfällen  (Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Rwanda) keine unklaren Mandate mehr. Die  Reaktion der USA war, zunächst als Drohung, in der Kosovo-Krise 1999 aber  auch erstmals durch Taten, einfach im eigenen Auftrag militärisch vorzugehen.  Diese — nach außen zwar glaubwürdig humanitär und nicht wirtschaftlich begrün-  dete — Vorgangsweise verletzt noch eindeutiger als der Golfkrieg 1991 das gel-  tende Völkerrecht. Sie richtet sich nicht nur gegen das Konzept einer künftigen,  bevollmächtigteren UNO! Auch die bisher schon geltenden Genfer Protokolle und  Konventionen sowie die derzeitigen Vollmachten des UN-Sicherheitsrates und  Pflichten seiner Mitglieder werden durch diese Politik gebrochen.  Der Vatikan meldete sich unmittelbar nach Beginn der NATO-Bombenan-  griffe auf Serbien (am 29.3.1999) mit dieser Kritik öffentlich zu Wort. Unterstützt  wurde er von den im Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) zusammengeschlos-  senen christlichen Konfessionen (Evangelische, Orthodoxe, Anglikaner etc.):  „Kardinalstaatssekretär Angelo Sodano hat ein sofortiges Ende der Nato-Bombardements  in Jugoslawien und'der Massaker ım Kosovo gefordert. In einem Interview mit der Tages-  zeitung ‚La Repubblica‘ (Montagsausgabe) sagte der vatikanische ‚Ministerpräsident‘  wörtlich: ‚Die Bombenangriffe müssen aufhören, und zwar sofort. Man kann nicht von  Frieden und Verhandlungen sprechen, wenn gleichzeitig der Alptraum der Bomben und  der Massaker weitergeht.‘ ... In einer Ansprache ... sagte der Papst im Vatikan wörtlich:  ‚Um für den Frieden zu arbeiten, braucht es geduldige und unermüdliche Bemühungen.In eıner Ansprache26  Severin Renoldner  gelten lassen, wobei unterschiedliche Kriterien nicht erfüllt wurden, im 2. Fall  (Kosovo) v.a. das Völkerrecht gebrochen und die zuständige Schiedsrichterinstanz  (UNO) bewusst unterlaufen und brüskiert wurde.  Solche Wortmeldungen stehen in der westlichen Öffentlichkeit wenig be-  achtet und fast ein wenig isoliert da. Die entscheidende Differenz ist das Fehlen  der Erfüllung aller Kriterien: die westliche Öffentlichkeit ist es gewohnt, schon auf  Kriterium 1 mit der Forderung nach militärischen Vergeltungsschlägen zu reagie-  ren. Nicht beachtet wird dabei die Güterabwägung, in welchem Verhältnis die  Kriegsfolgen zu den Folgen einer anderen Politik stehen, wie sehr die Gewalt be-  grenzt und Opfer vermieden werden können. So verwundert es nicht, dass sich  USA und NATO unter der Behauptung, militärische Interventionen aus rein huma-  nitären Motiven — zur Hilfe für Unterdrückte — zu tätigen, selbst eine Art Freibrief  für beliebige militärische Eingriffe in der gesamten Welt ausgestellt haben.  Der Krieg gegen den Irak konnte sich 1991, unmittelbar nach dem Ende des  Ostblockes, auf ein undeutlich formuliertes Mandat des UN-Sicherheitsrates stüt-  zen. Nach Bekanntwerden, dass dieser im Westen moralisch unterstützte Kriegs-  einsatz 400.000 Menschen ums Leben gebracht, mehr als eine Million Verwundete  und Heimatlose zurückgelassen hat, und außerdem das gegen den Irak verhängte  Embargo Hungersnöte und Medikamentenmangel ausgelöst und Tausende Säug-  linge dahingerafft hat, änderten mehrere Mitglieder des UN-Sicherheitsrates ihre  Politik. Der Sicherheitsrat erteilte zu den inzwischen anhängigen Krisenfällen  (Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Rwanda) keine unklaren Mandate mehr. Die  Reaktion der USA war, zunächst als Drohung, in der Kosovo-Krise 1999 aber  auch erstmals durch Taten, einfach im eigenen Auftrag militärisch vorzugehen.  Diese — nach außen zwar glaubwürdig humanitär und nicht wirtschaftlich begrün-  dete — Vorgangsweise verletzt noch eindeutiger als der Golfkrieg 1991 das gel-  tende Völkerrecht. Sie richtet sich nicht nur gegen das Konzept einer künftigen,  bevollmächtigteren UNO! Auch die bisher schon geltenden Genfer Protokolle und  Konventionen sowie die derzeitigen Vollmachten des UN-Sicherheitsrates und  Pflichten seiner Mitglieder werden durch diese Politik gebrochen.  Der Vatikan meldete sich unmittelbar nach Beginn der NATO-Bombenan-  griffe auf Serbien (am 29.3.1999) mit dieser Kritik öffentlich zu Wort. Unterstützt  wurde er von den im Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) zusammengeschlos-  senen christlichen Konfessionen (Evangelische, Orthodoxe, Anglikaner etc.):  „Kardinalstaatssekretär Angelo Sodano hat ein sofortiges Ende der Nato-Bombardements  in Jugoslawien und'der Massaker ım Kosovo gefordert. In einem Interview mit der Tages-  zeitung ‚La Repubblica‘ (Montagsausgabe) sagte der vatikanische ‚Ministerpräsident‘  wörtlich: ‚Die Bombenangriffe müssen aufhören, und zwar sofort. Man kann nicht von  Frieden und Verhandlungen sprechen, wenn gleichzeitig der Alptraum der Bomben und  der Massaker weitergeht.‘ ... In einer Ansprache ... sagte der Papst im Vatikan wörtlich:  ‚Um für den Frieden zu arbeiten, braucht es geduldige und unermüdliche Bemühungen.sagte der aps! 1Im Vatıkan wörtlıch
‚Um für den Frieden Z arbeıten, braucht geduldıge und unermüdlıche Bemühungen.
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[Denn wahrer Friede ist keıne Fra%e Von Gewalt und Stärke, sondern erTorde: eC| Ver-
söhnung zwıschen den Völkern‘

eiorde:| werden eine Unterordnung den UN-Sicherheıitsrat, diıe uckkenr
frıiedlichen Verhandlungen eıne polıtische Lösung für OSOVO und der Ver-

el (bzw dıe Rückkehr) der humanıtären Beobachter und Helfer, dıe sıch nach
Begınn der Krıegshandlungen aus dem KOSOVO zurückzogen. (jJanz hnlıch AaU-
Berte sıch 3() 999 der

JEr Okumenische Kat der Kırchen in enf hat sıch jenstag für eiınen sofortigen
Opp der Nato-.  acken auf Jugoslawıen und für ıne unverzüglıche Rückkehr aller Be-
teilıgten den Verhandlungstisch ausgesprochen. In Übereinstimmung mıt eıner €l
iınternatiıonaler kırchliıcher Urganısatiıonen verlangt der Weltkıirchenrat VON der UNO ıne
sofortige Aktıon ZU!T Herstellung eınes gerechten rTIEeEdens Im KOS0OVO. In einem gemeın-
Sainecn Schreıiben des Weltkırchenrats, der Konferenz kEuropäischer Kırchen des
Lutherischen Weltbunds und des eformıiıerten Weltbunds UN-Generalsekretär ofIı
Annan wiırd VOT einer Ausweıtung des Konflıkts und eiıner Teılung kuropas DC-
warnt. Ausdrücklıch unterstutzt wırd der Friıedensappel des serbısch-orthodoxen Patrıar-
chen avle VO E März.

‚Dıe Nato-Intervention in der Bundesrepublık Jugoslawıen stellt das cheıtern der
internatıonalen Gemennschaft be1 der Erarbeıitung eıner glaubwürdıgen Verhandlungslö-
Sung dar he1ßt wörtlıch er CC Bombenangrıff mache ber dıe Lösung och
schwıerı1ger.“

Auch dıe österreichischen I1SschOlTfe en sıch 1Im Kosovo-Krieg nıcht der Ööf-
fentliıchen Begeısterung beteılıgt. Sıe außern ZW al Verständnis für dıe humanıtären
Motive:

„Zugleıc appellıeren dıe Öösterreichıschen 1SCHOTe dıe Repräsentanten der internatıo0-
nalen Gemeinnschaft, für den Schutz der serbısch-orthodoxen Klöster und Heılıgtümer Im
KOSOVO orge tragen, dıe 7U gemeInsamen christlıchen K ulturerbe kuropas gehören
DıIe österreichıschen i1SschOTe machen sıch dıe Überzeugung aps' ohannes auls
eıgen, dass kuropa mıt seınen beıden Lungen der westlıchen und der östlıchen atmen
INUSS, sıch selbst finden Luropa sıch seiıner beıden großen chrıistlıchen Tadı-
tiıonen bewusst se1n, ber ebenso des eıtrages Von Juden, Muslımen und Menschen NIC|
relıg1öser Überzeugung.“

Die Betonung hıegt hler darauf, dass antı-serbische Gefühle eweckt werden, In-
dem In der Kriegslogik [1UT dıe Propaganda der eınen Seıte gehö wiırd

Von katholischer Seıte wurde hıer Solıdarıtäs mıt den orthodoxen Serben SC-
fordert Dabe!Il kommt, auch VOoN kırchlichen Medien In Österreich transportiert, eın
polıtısches Verständnis für esamt-LEuropa (also auch Osteuropa) ZUuU uSdruc.
das westlıiıcher EU-Paolıtik 1IUT ZU oft fehlen scheınt. Man möchte nıcht zulas-
SCHh, dass dıe orthodoxen Usteuropäer UurC| den reichen Westen gedemütigt WEeTl-

den Gerade diese Solıdarıitäi appellierten Giesten aus erbiıen während des

20 Kathpress- Tagesdienst 29 /30.3 1999 (Nr. 72)
Kathpress- Tagesdienst | 9099 (Nr. /73)

22 Kathpress- I agesdienst 8.6.1999 (Nr 146)
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Jegs Während der orthodoxen Karfreıitagslıturgie 999 übertrug das Belgrader
Fernsehen Oolgende Predigtworte eines orthodoxen Priesters:

‚„‚Genau wıe Chrıstus wiırd das serbische olk heute gekreuzıgt.‘ Als atrıarc avle
S5amstag Miıtternacht dıe Auferstehungsfeıer zelebrıerte, brannten auf dem Hauptaltar
der Patrarchatskathedrale dıe Kerzen in Rot, Jau und Weıß, den arben der Jugoslawı-
schen Flagge DiIe ıIn dıe Usterpredigt des Patrıarchen eingestreuten DSätze, in denen etlı-
che Verfügungen der egjıerung auf dıe Natoangrıffe und dıe dadurch manıpulıerte öffent-
lıche Reaktıon verurteılte, fıelen allerdıngs der Belgrader Zensur ZU] pfer Auf dıe
rage, WAalUTl in der (Osternacht elgrads Kırchen übervoll WAdICH, der Direktor
der Theologıschen Fakultät Von Belgrad, Radomir Popovıc: Weıl Identität als olk
in efahr ist, unter den Bomben verschwınden.“‘

Diese Worte, auch VOoN Intelle!  en geäußert, mussen zumındest eiınen Moment
des Innehaltens und der Eınfühlung für dıe .„‚andere Seıte‘‘ ermöglıchen.

ESs ist keinesfalls thısch zulässıg, Gewaltmaßnahmen ausscNhelblic Urc
das Feststellen einer Unrechtssıituation (Unterdrückung der Albaner Im KOSOVO)
legıtımleren. Daher Wäalr der humanıtär motivierte rieg Serbien, der 500
ote und unzählige chäden in den tädten Serbiens bewirkte, eın Aggressionsakt

schuldlose Menschen. Dıese Verantwortung, Im arnklel: des humanıtären
Engagements, wurde VonNn kırchlichen und irıedensbewegten Stimmen 999 VeTlT-

eblich eingemahnt. Es darf el Jedoch nıcht darum gehen, serbıische Verbre-
chen dıe Albaner Im OSOVO herunterzuspielen oder indırekt (und wıieder
AQUus „‚moralıschen Gründen‘‘) dıe andere Kriegspartel ergreifen. 1elimenr wırd
eutllic dass nıemand in olchen Konflikten völlıg objektiv urteılt und er UT

völkerrechtliche Instanzen, dıe vorher VOoN en er fast allen) Staaten legıtimıert
werden, zuständıg Siınd. Dıie westlichen Staaten mMussen er thısch ringen
hre oyalıtät ZUT und eıne eigenmächtige Inanspruchnahme VonNn Ge-
walt (USA, NATO, EU) erinnert werden.

Welche Alternativen bieten sich?

Der KOSOVO kann nıcht mıt miılitärischen Miıtteln alleın eirıede) werden. Seit
Jahrzehnten ist dıe Vertrauensbasıs zwıschen Kosovo-Albanern und Serben DC-
StOrt. Die Vertreibungen und dıe Massaker aben das vorhandene Misstrauen
vieles größer werden lassen. Diese Arbeıtsgrundlage gılt aber nıcht MNUur 1Im KO-
SOVO, sondern In zahlreichen egionen der Erde, denen ethnısch-nationale oder
relıg1öse Spannungen bestehen. Zur Bewältigung diıeser Zustände könnten,
stelle, aber auch nach den sogenannten humanıtären Interventionen professionelle
Konfliktbearbeiter eingesetzt werden. Zahlreiche kırchliche tellen und Bewegun-
SCh en diesen Ansatz aufgegriffen, In Österreich etwa die Katholische Aktıon

DE Glaube der Welt Nr. (1999)
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mıt einem Grundsatzbeschluss AaUuUs dem - 1997, und schon seıit viel längerer
Zeıt dıe ewegung Pax Christı

D ware für dıe weitere, frıedliche Entwicklung iIm OSOVO, In Osttimor,
Bosnıen-Herzegowina, Uganda, Rwanda, Burundı, Kurdıstan, ImM Westjordanland
und vielen anderen Regionen sınnvoll, diese zıvıle Komponente der Konfliktbear-
beıtung auszubauen. Der Leiter des Öösterreichischen Studienzentrums für Frıeden
und Konflıktforschung urg Schlaming), Gerald ader., hat dıes in eıner Stel-
lungnahme ZU 0osovokrieg eindrucksvoll dargestellt. Seinen Vorschlägen ware
auch AdUus den Posıtionen Von und Pax Christı wen1g hınzuzufügen:

.. Tatsächlıc) onnte das Ombardement bısher weder Mılosevıc ZU] Nachgeben zwiıngen,
och dıe humanıtäre Katastrophe verhıindern. Im Gegenteıl, sıe beı ZUl.

ertiefung der Gegensätze zwıschen den Konflıktparteien
Stärkung mılıtanter Kräfte
Schwächung der demokratischen Opposıtıon in Serbien
Verschlechterung der Lage der unschuldıgen Zıvilbevölkerung
Schwächung der Vereınten atıonen und der edeutung der Konflıktlösungsmecha-
nısmen internatıonaler staatlıcher Instiıtutionen
Verschlechterung der Bezıehungen zwiıschen Nato-Staaten und Rußland mıt möglı-
cherweıse negatıven en für dıe kuropäirsche Eıinigung.Humanitäre Intervention oder militärische Unterwerfung?  29  mit einem Grundsatzbeschluss aus dem Jahr 1997, und schon seit viel längerer  Zeit die Bewegung Pax Christi.  Es wäre für die weitere, friedliche Entwicklung im Kosovo, in Osttimor,  Bosnien-Herzegowina, Uganda, Rwanda, Burundi, Kurdistan, im Westjordanland  und vielen anderen Regionen sinnvoll, diese zivile Komponente der Konfliktbear-  beitung auszubauen. Der Leiter des österreichischen Studienzentrums für Frieden  und Konfliktforschung (Burg Schlaining), Gerald Mader, hat dies in einer Stel-  lungnahme zum Kosovokrieg eindrucksvoll dargestellt. Seinen Vorschlägen wäre  auch aus den Positionen von KA und Pax Christi wenig hinzuzufügen:  „Tatsächlich konnte das Bombardement bisher weder Milosevic zum Nachgeben zwingen,  noch die humanitäre Katastrophe verhindern. Im Gegenteil, sie trugen bei zur:  °  Vertiefung der Gegensätze zwischen den Konfliktparteien  Stärkung militanter Kräfte  °  Schwächung der demokratischen Opposition in Serbien  °  Verschlechterung der Lage der unschuldigen Zivilbevölkerung  °  Schwächung der Vereinten Nationen und der Bedeutung der Konfliktlösungsmecha-  nismen internationaler staatlicher Institutionen  Verschlechterung der Beziehungen zwischen Nato-Staaten und Rußland mit mögli-  cherweise negativen Effekten für die Europäische Einigung. ...  Es muss so schnell als möglich ein Waffenstillstand betreffend aller Kriegs-, Polizei-  und Terrorhandlungen erreicht werden, der eine nachfolgende Zivilisierung der Le-  bensbedingungen erlaubt  Es muss den vom Krieg besonders betroffenen Flüchtlingen geholfen werden  Es müssen in Mazedonien und Albanien, wo es noch nicht zum Krieg gekommen ist,  massive politische und wirtschaftliche Unterstützungsmaßnahmen gesetzt werden, um  einer militärischen Eskalation vorzubeugen.““  Zusätzlich werden vom Institut für Frieden und Konfliktforschung die Ausbildung  und Bereitstellung von Konfliktbeobachtern, nichtbewaffneten, lokal einsetzbaren  Streitschlichtern, Menschenrechtsbeobachtern und Schiedsstellen, sowie der Ein-  satz caritativer, humanitärer und sozialarbeiterischer Friedensdiener/innen vorge-  schlagen.  Internationale Intervention zur Sicherung der Rechte einer unterdrückten  Volksgruppe darf sich auch nicht auf den bloßen Gewaltverzicht beschränken,  schon gar nicht auf die Ausrede, dass anstelle von Bomben „nur wirtschaftliche  Embargos‘“ als Druckmittel angewandt würden. Allzu oft erweisen sich gerade  diese Maßnahmen als unzureichend, ein Regime zu erschüttern, während sie unter  der unschuldigen Bevölkerung furchtbare Opfer fordern (z.B. im Irak). Die Selbst-  gerechtigkeit einiger westlicher Staaten, hinter dem Namen von humanitären An-  liegen entweder ihre wirtschaftlichen Eigeninteressen zu verbergen (Irak) oder  auch nur sich des moralischen Druckes zu entledigen, ein Unrecht nicht tatenlos  hinzunehmen, führt oft zu erheblichen Verschlechterungen der Situation und zu  voreiligem Gewaltgebrauch. Es ist dabei üblich, unter Verweis auf das tatsächlich  24  Wiener Zeitung 6. April 1999, 3.EFs INUSS chnell als möglıch eın Waffienstillstand betreffend ler rIegS-, Polızei-
und Terrorhandlungen erreıicht werden, der eıne nachfolgende Zıviılısıerung der L
bensbedingungen rlaubt
ESs INUSS den VO! Krıeg besonders betroffenen Flüchtlıngen geholfen werden
ES mussen In Mazedonıen und Albanıen, och NIC| rıeg gekommen ist,
massıve polıtısche und wirtschaftlıche Unterstützungsmaßnahmen gesetzt werden,
eıner milıtärıschen kskalatıon vorzubeugen. “

Zusätzlıch werden VO Institut für Friıeden und Konflıktforschung dıe Ausbildung
und Bereıtstellung von Konflıktbeobachtern nıchtbewaffneten, okal einsetzbaren
Streitschlichtern, Menschenrechtsbeobachtern und Schiedsstellen, SOWIE der Eın-
Satz carıtatıver, humanıtärer und soz1lalarbeıterischer Frıiedensdiener/innen 8C-
schlagen.

Internationale Intervention ZUuUT Sıcherung der Rechte eıner unterdrückten
Volksgruppe darf sıch auch nıcht auf den bloßen Gewaltverzicht beschränken,
schon Sar nıcht auf dıe Ausrede, dass anstelle von Bomben „NUT wiırtschaftlı
mbargos‘‘ als Druckmiuttel angewandt würden. ZU oft erwelsen sıch gerade
diese alßnhahmen als unzureichend, eın Regiıme erschüttern, während sı1e
der unschuldıgen Bevölkerung Te.  are pfer fordern (z.B Im ral Die Selbst-
gerechtigkeıt einiıger westlicher Staaten, hınter dem Namen VOoN humanıtären An-
lıegen entweder ihre wiırtscha  ıchen Eıgeninteressen verbergen (Irak) oder
auch 11UT sıch des moralıschen Druckes entledigen, eın Unrecht nıcht tatenlos
hınzunehmen, führt oft erhneDblıchen Verschlechterungen der Sıtuation und
voreiligem Gewaltgebrauch. Es ist el üblıch, Verwels auf das tatsächlıc
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vorliegende Unrecht also 1Ur eines der sechs Kriterien des gerechten Krieges)
gleich eınen gerechten rieg auszurufen und sıch als Anwalt der obersten chiıeds-
richterinstanz der gesam' Welt auszugeben, mıthın, sıch selbst über das Völker-
recht tellen Diese organgswelse fındet bereıts hre achahmer außerhalb der
westlıchen Gemeimnschaft wIe das orgehen der russiıschen Streıitkräfte in
Tschetschenien zeıgt Es wilderspricht in Jeder Weiıse eiıner chrıstliıchen Friedens-

und der unaufgebbaren Bedingung völkerrechtlicher Regelungen und al-
teiıscher Schiedsrichterinstanzen. Vor allem aber trägt S1IE eıner voreıligen, oft
schwer begrenzbaren Gewalteskalatıon be1

er konstruktivere Weg führt über das Engagement VOoN OSZE, über
mühselıge dıplomatische Verhandlungen und Anstrengungen, über persönlıches
und staatlıches Engagement (Konflıktbeobachter, Menschenrechtsbeobachter,
Vermittler, Friedensprojekte, Okale und regionale treitschliıchtung und Modera-
tıon etc.) Sıe erscheımnt somıt In der zugespitzten Sıtuation eines gerade ausbre-
henden Bürgerkrieges oft als angsam, wenig „effizient“, wen1g ‚durch-
schlagend”. 1e Nan sıch ingegen dıe ernüchternde Bılanz der „Erfolg des
milıtärischen Zuschlagens 1Im KOSOVO, 1Im rak oder in omalıa dl  9 wiırd INan 1C-

alıstischerweilse erkennen, dass der Friıede n jedem Fall eın langsamer, langfrısti-
SC und mühsamer Weg ist, der, auch nach eınem erfolgten „„‚.humanıtären“‘ Bom-
beneımnsatz, geleıistet werden INUSS In diesem Licht erweısen sıch dıe Forderungen
der Kırchenleitungen oder eiıner chrıistliıch-ethischen Betrachtung es andere als
polıtısch unrealıstisch oder wen12 effızıient. Sıe en 1Im Gegente1l dıe rößere
Realıtät Im Auge und sınd weniger etrübt Uurc E1ıgeninteressen oder das Be-
15 nach eigener Selbstdarstellung als Großmacht


